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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

16.05.2001 

Geschäftszahl 

96/08/0072 

Rechtssatz 

Schon die Berechtigung eines Beschäftigten, die übernommene Arbeitspflicht generell durch Dritte vornehmen 
zu lassen, schließt - unabhängig davon, ob er von dieser Berechtigung auch tatsächlich Gebrauch macht - wegen 
des in dieser Berechtigung zum Ausdruck kommenden Fehlens der für die persönliche Abhängigkeit 
wesentlichen (grundsätzlich) persönlichen Arbeitspflicht und damit der Ausschaltung seiner 
Bestimmungsfreiheit durch die übernommene Arbeitspflicht seine persönliche Abhängigkeit vom Empfänger der 
Arbeitsleistung und damit ein Beschäftigungsverhältnis im Sinne des § 4 Abs 2 ASVG aus (Hinweis E 25. 
Jänner 1994, 92/08/0226 und 93/08/0154). 


